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· Der Weg zur Mehrsprachigkeit aus deutscher Sicht –
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1. Wert von Sprache 

Für die meisten Menschen, auch solche aus Berufen mit Hochschulausbildung, ist ihre Muttersprache kein Gegenstand besonderen Nachdenkens. Die Sprache haben wir von Kindheit an ohne besondere Mühe erworben. Da wir von der Muttersprache wie von der Luft umgeben sind und sie kostenlos zu haben ist, erscheint sie uns nicht kostbar. Den Zusammenhang zwischen Denken und einer reichen Sprache kennen die meisten Menschen nicht.

Für Menschen deutscher Zunge ist ihre Muttersprache durch die Nachkriegsgeschichte belastet. Sie haben von klein auf gelernt, dass Deutsch „die Sprache der Henker“ sei und anständige Menschen sich von dieser Sprache fernhalten. Eine emotionale Bindung an die eigene Sprache haben Schule und Erziehung schon im Ansatz verhindert. Also streifen viele Landsleute diese Sprache leicht ab und ersetzen sie durch Englisch. Sie belehren die Welt, dass die Epoche der Nationalsprachen vorüber sei. Während sich noch alle anderen Völker an ihre Muttersprache klammern, glauben diese Deutschen sich im Besitz einer höheren Moral.

Eine Fremdsprache, meist nur Englisch, haben die Menschen unter Anstrengungen erlernt. Also besitzt sie einen höheren Wert als die Muttersprache. Man zeigt sie gern und tut so, als beherrschte man sie so gut wie die wertlose Muttersprache.

Die Geringschätzung der eigenen Sprache ist auch bei hochausgebildeten Bürgern, also auch bei den Angehörigen der Fach- und Funktionseliten, anzutreffen. Sogar die deutschen Linguisten bilden keine Ausnahme. Sie sind der Auffassung, dass ihnen Wertungen der konkreten Sprachentwicklung nicht zustehen. Eine Vorliebe für die eigene Sprache kennen sie nicht. Sie glauben, der Staat habe zu steuernden Eingriffen kein Recht. Die Abstinenz unserer Sprachwissenschaftler gegenüber jeglicher Wertung und jedem lenkendem Eingriff ist ein Trauma, das auf dem Missbrauch der Sprachwissenschaft durch den totalitären Staat während der Epoche des Nationalsozialismus beruht.

Die Deutschen sind angesichts der besonderen historischen Voraussetzungen und weil sie von Sprachwissenschaft und Sprachpolitik allein gelassen werden, besonders anfällig für die Argumente zugunsten eines „All-Englisch“.

2. Pseudogründe 

Die Befürworter des „All English“ sind überzeugt, sie dienen der Völkerverständigung, wenn sie darauf verzichten, die Muttersprache von 90 Millionen Europäern zur Geltung zu bringen, und sich statt dessen ein Globalesisch aufnötigen lassen. In der EU ist die deutsche Sprachgemeinschaft die größte, so dass die ihr in den EU-Regelungen theoretisch zugemessene Rolle als Arbeitssprache angemessen erscheint. Erst die Regierung Schröder hat während der finnischen Ratspräsidentschaft damit begonnen, die Anerkennung dieser Rolle durch konkrete politische Maßnahmen einzufordern. Bis dahin haben die deutschen Regierungen es nicht gewagt. Das Argument der Völkerverständigung hat Bedeutung, wenn das Englische als Bindeglied zu Ländern Asiens und Afrikas dient, mit denen wir uns sonst nicht unterhalten könnten. In der EU steht dieses Argument unter Ideologieverdacht. Es soll darüber hinwegtäuschen, dass die anglophonen Länder einen wirtschaftlichen und politischen Wettbewerbsvorteil anstreben und teilweise bereits besitzen, wenn sie darauf hinarbeiten, dass Englisch in der EU einziges Verständigungsmittel wird. Wer das Sagen hat, meint der Volksmund bei uns, bestimmt, was geschieht. Er hat recht damit. Aus diesem Grunde ordnen britische Kommissare an, dass in ihrer Abteilung Englisch einzige Geschäftssprache ist. Bei den Agrarverhandlungen mit den neuen Beitrittskandidaten aus Osteuropa hat die Kommission bereits zu Beginn Englisch als einzige offizielle Sprache vertraglich festgelegt. Die Kommission schreitet nicht ein, wenn die Freizügigkeit der Arbeitnehmer eingeschränkt wird, indem Stellenausschreibungen die Kompetenz anglophoner Muttersprachler voraussetzen. Die EU ist anscheinend ein gemeinsamer Markt nur für Waren.

Wer die Entwicklung zum Monopol des Englischen will, hält Kritikern immer wieder gebetsmühlenhaft entgegen, man müsse einer natürlichen Entwicklung Raum geben und dürfe nicht regelnd eingreifen. In Wahrheit wird hier ein sprachpolitischer Darwinismus propagiert, denn nichts ist mehr von Menschen gemacht und weniger naturhaft als die Kultursprachen. Anders als bei der gewaltsamen Verdrängung der tibetischen Sprache durch die Chinesen sind die Vorgänge beim Siegeszug des Englischen in der EU komplexer. Starke Interessengruppen in den europäischen Ländern außer Großbritannien rechnen sich finanzielle und politische Vorteile aus, wenn sie sich von der Bugwelle des Imperiums tragen lassen. Sie verletzen ihrem Herkunftsland gegenüber die Solidarität.

Das Globalisierungs- und Kostenargument schließt unmittelbar an. Es ist transparenter als das verdeckte Argument der Völkerverständigung. Man überantwortet Dinge wie nationale Identität und kulturelle Tradition dem Mülleimer der Geschichte und setzt auf das Geschäft, den Markt und die Ausleseregeln des Stärksten. Die Konsumenten erleben, dass die Hersteller immer mehr Konsumgüter nur noch einsprachig beschriften, denn der freie Warenverkehr ist in Europa das höchste Gesetz. Französische, italienische und deutsche Gerätebenutzer müssen sich auf Funktionshinweise in englischer Sprache einlassen oder ganz auf die Benutzung der Geräte verzichten. Niemand hat jemals ihre Meinung hierzu erfragt. Das französische Sprachgesetz gerät unter den Druck des EU-Rechts, weil es die Konsumenten schützen will. Das Kostenargument ist vorgeschützt: Pro Jahr kostet der Sprachendienst die EU-Kommission soviel wie die Subventionierung der Landwirtschaft pro Monat.

3. Politische Sprachpolitik 

Wenn wir dieser Verdrängung unserer Nationalsprachen Widerstand entgegensetzen wollen, müssen wir aus der Ecke der kulturellen Ästheten heraustreten. Natürlich ist Sprache Kultur, aber sie ist viel mehr, nämlich Teil unserer Identität und unserer schöpferischen Kraft. Dies müssen wir mit politischen Mitteln zur Geltung bringen. Die Politik hat noch nie auf geistreiche Argumente von Denkern gehört. Jedenfalls hat sie noch nie deshalb reagiert, weil vernünftige Gründe sie überzeugt hätten. Das Feld der Politik wird durch das M A G ische Dreieck beherrscht. Macht, Ansehen und Geld sind die Währungen, mit denen man Einfluss ausübt, um seine Ziele zu verwirklichen. Alle drei sind untereinander frei konvertierbar. Der Umrechnungskurs ist nicht veröffentlicht, aber sehr flexibel. Aus Ansehen kann man Macht gewinnen. Der Einsatz von genügend Geld verschafft eine Menge Macht. Aus Geld gewinnt man Ansehen. Großes Ansehen lässt sich in Geld umsetzen usw., usw. Der Umtausch funktioniert in alle Richtungen. Weil das politische Geschäft nach diesem Prinzip läuft, kommen wir der Verwirklichung unserer Ziele nicht näher, wenn wir eindrucksvolle Argumente für die sprachliche Vielfalt verkünden und die hohen Werte des Abendlandes beteuern. Dies kann nicht verhindern, dass wir von der Brutalität des politischen Interessenkampfes in die Ecke gedrängt werden. Wenn wir es nicht schaffen, in diesem Spiel des Magischen Dreiecks an den drei Stellschrauben mitzudrehen, werden wir zugunsten der Vielsprachigkeit in Europa keine Wirkungen über die Konferenzsäle hinaus erzielen. Wir müssen uns auf einen kräftezehrenden Zweifrontenkrieg einrichten.

Als Gegner stehen uns die eigenen nationalen Interessenverbände der Wirtschaft und der Wissenschaft gegenüber, die unter dem Vorwand der Globalisierung — dies ist immer die eigene Profitmaximierung — jede Loyalität gegenüber der Nation und ihrer Sprache abgestreift haben. Mit den normalen Mitteln der Politik, den ordentlichen wie manchmal auch den unordentlichen, sollten wir die öffentliche Meinung gegen sie aufwiegeln. Wir sollten zeigen, dass die Interessen der Bürger und Konsumenten verkauft werden. Dazu müssen wir alle Mittel der politischen Bürgerinitiativen wie Vorträge, Artikel, Diskussionsveranstaltungen, Plakate, Infostände, Massenmedien oder Wahlprüfsteine nutzen. Zur Aufklärung der Bürger ist jede dezente Zurückhaltung in Inhalt und Sprache abzulegen. Konsumboykott oder öffentlichkeitswirksame spontane Aktionen wie bei den Grünen, Green Peace oder Amnesty International gehören zu den Instrumenten, auf die wir nicht verzichten können. Pseudoargumente wie die sogenannte natürliche Sprachentwicklung, die Bekämpfung von Nationalismus oder die Völkerverständigung sind den Interessenvertretern als Masken vom Gesicht zu reißen. Wir brauchen nicht die Millionen Bürger zu überzeugen. Wenn wir bei den Meinungsführern in den Schlüsselgruppen der Gesellschaft Boden gewinnen, laufen ihnen auch dann die Namenlosen hinterher.

In den EU-Institutionen müssen wir anknüpfen an das Beispiel der beiden Bundeskanzler Schröder und Klima während der finnischen Ratspräsidentschaft im Jahre 1999. Deutsch sollte aus dem Kreis der Arbeitssprachen herausgedrängt werden. Schnörkellose Interessenpolitik, höflich, aber ohne übertriebene Hemmungen wie z.B. die Politik des leeren Stuhles, die Sperrung der Beiträge, die gezielte Besetzung von Schlüsselfunktionen, ist gefordert. Unsere Regierungen werden sich freilich dem Globalisierungstrend für ein „All English“ nur entgegenstellen, wenn wir in unseren Ländern eine aktive und direkte Sprachenpolitik lautstark einfordern. Wir müssen uns dazu wichtiger Bündnispartner aus allen Bereichen des öffentlichen Lebens versichern. Wenn starke Interessen entgegenstehen, hat sich in der Politik noch niemals etwas bewegt, weil irgendwer vernünftige Gründe formuliert hat. Öffentliches Aufsehen, ja Krawall, waren für den Erfolg aller großen Reformen Voraussetzung. Das war so bei den Menschenrechten, der Frauenemanzipation, dem Streikrecht, dem Umweltschutz und wird auch bei unserem Thema nicht anders sein. Die Ablehnung der europäischen Verfassung hat uns eine Denkpause verschafft. Hoffentlich hat sie ein günstiges Klima für ein Umdenken geschaffen, von der die Vielsprachigkeit profitieren kann. 

4. Lösungsansätze

Die gerechte Idee für die Verständigung in der EU wäre Esperanto. Niemand hätte einen Wettbewerbsvorteil, alle müssten die neue Sprache lernen. Nur leider ist die Welt nicht so. „Gerechtigkeit“ ist der Notschrei der Unterdrückten, nicht etwas, was man vorfindet oder auf dessen sicheren Sieg man setzen könnte. Die Länder, deren Sprachen jetzt internationale Bedeutung haben, werden auf ihre Interessen nicht zugunsten eines Landes „Nirgendwo“ oder „Esperantien“ verzichten. Wenn wir die Erfolgsaussichten solcher Ideen beurteilen wollen, können wir uns getrost an dem alten Stalin-Wort orientieren: „Wie viel Divisionen hat der Papst?“

Sehr demokratisch wäre es, die Zahl der Stimmen entscheiden zu lassen, welche Sprachen in Europa eine herausgehobene Bedeutung haben sollen. Die deutsche Sprache als die des Landes mit der größten Bevölkerung wäre nicht zu überhören. Die Entwicklung der EU ist angesichts der historischen Hypothek für die deutsche Sprache verhängnisvoll gelaufen. Dies muss unsere Regierungen aber nicht hindern, die Linie des moralisch motivierten Verzichts zugunsten von mehr Selbstbewusstsein aufzugeben. Leider ist die Europäische Union keine Einrichtung zur Verwirklichung von Demokratie, sondern ein gemeinsamer Markt mit einigen politischen Girlanden. 

Die Alternative zur Alleinherrschaft des Englischen besteht in einer größeren Zahl von Brückensprachen über die jetzigen drei Arbeitssprachen hinaus. Wir müssen noch eine weitere romanische Sprache, m.E. Italienisch als Sprache des volkreichen Gründungslandes, sowie eine slawische Sprache, beispielsweise Polnisch, hinzunehmen. Die Menge der möglichen Kombinationen unter allen Amtssprachen würde reduziert, und ein flexibles Angebot von Brückensprachen stünde zur Verfügung. Dies wäre ein pragmatischer Kompromiss, der idealistische Hirngespinste vermeidet und ungerechtfertigte Herrschaftsansprüche zurückweist.
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